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In entscheidungsvoller Stunde habe ich die berufenen Ver­

treter der Parteien des Abgeordnetenhauses zu mir gebeten, um 

im vollen Einvernehmen mit dem durch Krankheit am Erscheinen ver­

hinderten Ministerpräsidenten namens der Gesamtregierung folgende 

Erkläiung abzugeben»

Das internationale Prestige der Monarchie, unsere Bündnis­

fähigkeit, die Sicherung der von uns stets festgehaltenen Poli­

tik des ehrenvollen Friedens erfordert die termingemässe In - 

kraft Setzung der Wehrreform; in gleicher Weise verlang® dies 

die militärischen Interessen, wie auch die der Bevölkerung selbst, 

welche der in den Vorlagen enthaltenen Erfüllung zahlreicher 

dringender Wünsche erwartungsvoll entgegensieht und den berech­

tigten Anspruch darauf hat, über die Geaetzwerdung der neuen 

Bestimmungen bald Klarheit zu erlangen»

Der Termin für die Durchführung der Reform aber ist in un­

mittelbarer Nähe. Die ohnedies wesentlich verzögerten Assen­

tierungen lassen sich nicht weiter hinausschieben. Die Aus­

hebung, deren Bewilligung in allernächster Zeit angesprochen 

werden wird, muss unter allen Umständen bereits auf der Basis 

des neuen Wehrgesetzes das heisst unter dem Gesichtspunkte der 

zweijährigen Dienstzeit erfolgen»

Die bisher im anderen Staate der Wehrreform entgegenstehen­

den Schwierigkeiten erscheinen wohl angesichts ihrer Votierung 

im Abgeordnetenhause des ungarischen Reichstages behoben. Aus 

allen diesen Gründen erwächst für alle verantwortlichen Fak­

toren in Oesterreich die Pflicht, unter allen Umständen auch 

bei uns die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Vorla­

gen zu schaffen. Speziell für das Haus des allgemeinen Wahl­

/



rechte» ergibt eich damit zum ersten Male sine Aufgabe, wie sie 

stet» einen Markstein in der Geschichte eines Parlamentes bildet, 

die Aufgabe nämlich, einen ganzen Komplex der wichtigsten Belange 

der Reichegemeinsamkeit auf eine lange Reihe von Jahren hinaus 

zu regeln.

Die Einhaltung des gebotenen Termine© erheischt es, der Wehr— 

reform unter der. Arbeiten des Reichsrates bei Zurückstellung al­

ler anderen, an und für sich noch so wichtigen Probleme den ersten 

und vornehmsten Rang einzuräumen. Die Verquickung dieser Ange­

legenheit mit irgend welchen sonstigen Fragen , mit Gesichtspunk­

ten des Verhältnisses der Parteien untereinander oder zu der gegen­

wärtig im Amte befindlichen Regierung würde dem Ernste des Augen­

blickes nicht entsprechen; ebenso wie die Regierung die Bewilli­

gung der Vorlagen lediglich als unbedingte Staatsnotwendigkeit 

und nicht etwa im Sir.ne eines konstitutionellen Vertrauensbe­

weises anspricht.

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die Parteien des Abgeord­

netenhauses In ihrer grossen Mehrheit, die sich grundsätzlich 

bereits für die Wehireformt ausgesprochen hat, die feste Absicht 

hegen, ihre Durchführung zu sichern. Die Einhaltung des norma­

len Geschäftsganges genügt aber bei der gegebenen Sachlage zur 

Verwirklichung dieser Absicht nicht. Nur eine besondere, plan­

mässig angewendete, bis zum Schlüsse durchgehaltene Kraftanspan- 

nung kann zum Ziele führen.

Die Regierung erachtet es daher als ihre Pflicht, auf den 

einzig möglichen Weg hinzuweisen» Die Aufstellung und strenge 

Einhaltung eines präzisen Kalendariums.

Die Wehrvorlagen müssten unmittelbar nach der Dienstprag— 

matik im Plenum zur zweiten Lesung kommen. Tfei das zu ermög­

lichen, wären lie Beratungen im Wehrausschuase entsprechend 

zu beschleunigen. Dagegen kann umsoweniger ein Beden -



ken obwalten ala ja Im gegenwärtigen Stadium jede wesentliche

Abänderung ohnehin das Ganze in Frage stellen würde.

Die zweite Lesung müßte spätestens am IV.d.M. beginnen und 

dann Innerhalb einer Woche zum Abschlüsse gelangen«, Auf diese Wei­

se wird es auch noch möglich sein, die Zeit für die termingemäße 

Erledigung des Budgetprovisoriums zu erübrigen,

Es ergibt sich somit folgendes feste Programms Dem Wehraus- 

3chusse werden genügend Sitzungstage eingeräumt, um seine Aufgabe 

zeltgerecht zu beenden. Die Parteien akzeptieren die Limitierung der 

Ausschussberatungen und weisen ihre Vertreter Im Ausschüsse entspre­

chend an. Die Vorlagen werden hierauf unverzüglich in 2, Lesung in 

Verhandlung genommen und spätestens bis 25. Juni in 2. und 3. Lesung 

erledigt, damit dann auch noch das Budgetprovisorium termingemäß 

verabschiedet werden kann.

Die Regierung richtet hiemit an die anwesenden Herren Vertre­

ter der verschiedenen Parteien die Frage, wie sich die einzelnen

Klube zu^di-esen Propos!1Ion en stellen und ich erbitte mir hierüber 
bis mor genialne präzise Ml tte ilurigZ~~^~-----~

Diese bestimmte Fragestellung wolle nicht missdeutet werden. 

Es wäre mit der schweren Verantwortung der Regierung unvereinbar, 

die parlamentarischen Chancen der Wehrreform erst im Wege des Versu­

ches festzustellen, es ist vielmehr ihre Pflicht, hierüber von vor— 

neherein volle Klarheit zu schaffen. Diese Klarheit entspricht 

auch dem Interesse der Parteien selbst.

Die Regierung erwartet die erbetene Antwort im vollen Bewußt­

sein ihrer entscheidenden Bedeutung für die weitere politische Ent­

wicklung, zugleich aber mit dem festen Vertrauen, daß das Abgeord­

netenhaus der ihm hiebei zufallenden Aufgabe gerecht werden und für 

den großen patriotischen Gedanken der Wehrreform mit ganzer Kraft 

ein treten wird.


